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auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene in Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft zu
unterstiitzen, die das Ziel haben, Verstdndigung, Toleranz und Gewaltlosigkeit zu fordern, unter anderem
durch Programme und Institutionen in den Bereichen Bildung, Wissenschaft, Kultur, Kommunikation und
Information, die demokratischen Institutionen zu stirken, sicherzustellen, dass der Entwicklungsprozess
alle einschliefit, alle Formen der Intoleranz und der Gewalt zu beseitigen, Armut und Analphabetismus zu
beseitigen und die Ungleichgewichte innerhalb der Nationen und zwischen ihnen abzubauen, damit nie-
mand zuriickgelassen wird;

8. unterstreicht die entscheidende Bedeutung, die der Bildung, einschliellich der Menschen-
rechtsbildung, als dem wirksamsten Mittel zur Foérderung der Toleranz dabei zukommt, Achtung vor dem
Leben zu vermitteln und die Praxis der Gewaltlosigkeit, der MaBigung, des Dialogs und der Zusammenar-
beit zu fordern und so die Ausbreitung des Extremismus zu verhiiten, und legt allen Staaten, den Sonderor-
ganisationen der Vereinten Nationen und den zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen na-
he, aktiv zu diesen Bemiihungen beizutragen, unter anderem indem sie auf allen Ebenen der formalen, der
informellen und der nicht formalen Bildung besonderen Wert auf die staatsbiirgerliche Erziechung, Lebens-
kompetenzen und demokratische Grundsdtze und Vorgehensweisen legen;

9. empfiehlt die Forderung des Engagements der Gemeinschaft zur Bekdmpfung des gewalttéti-
gen Extremismus, namentlich durch die Stirkung der Beziehungen zwischen den Gemeinschaften und die
Hervorhebung ihrer gemeinsamen Bindungen und Interessen;

10. fordert die Mitgliedstaaten auf, fiir Toleranz und gegenseitige Achtung einzutreten und Infor-
mationen dariiber zu verbreiten, und unterstreicht den Beitrag, den die Medien und die neuen Kommunika-
tionstechnologien einschlieBlich des Internets dazu leisten konnen, die Achtung aller Menschenrechte zu
fordern, ein besseres gegenseitiges Verstidndnis aller Religionen, Weltanschauungen, Kulturen und Voélker
zu entwickeln, die Toleranz und die gegenseitige Achtung zu erhéhen und so die Ablehnung des gewalttéti-
gen Extremismus zu verstirken;

11. anerkennt den positiven Beitrag, den die Ausiibung des Rechts auf freie Meinungséduflerung,
insbesondere durch die Medien und neue Technologien einschlieBlich des Internets, und die volle Achtung
der Freiheit, Informationen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten, bei der Bekdmpfung von Rassis-
mus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhéngender Intoleranz leisten kon-
nen, und erklért erneut, dass die redaktionelle Unabhéngigkeit und Autonomie der Medien in dieser Hin-
sicht gewahrt werden miissen;

12. verurteilt nachdriicklich jedes Eintreten fiir nationalen, rassischen oder religiésen Hass, durch
das zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt aufgestachelt wird;

13. Dbittet alle Mitgliedstaaten, Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, regionalen und
nichtstaatlichen Organisationen und sonstigen mafigeblichen Interessentrdger, geeignete Maflnahmen zur
Erfiillung der in dieser Resolution dargelegten Ziele zu ergreifen;

14. ersucht den Generalsekretdr, der Generalversammlung auf ihrer siebzigsten Tagung iiber die
Durchfiihrung dieser Resolution Bericht zu erstatten und Mittel und Wege zu empfehlen, wie das System
der Vereinten Nationen und das Sekretariat im Rahmen der vorhandenen Ressourcen den Mitgliedstaaten
auf Antrag dabei behilflich sein kénnen, der Offentlichkeit die Gefahren der Intoleranz bewusst zu machen
sowie Verstindigung und Gewaltlosigkeit zu fordern.

RESOLUTION 68/128

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.29 und Add.1, eingebracht von: Argentinien, Armenien, Australien, Belgien, Brasilien, Bulga-
rien, Danemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Oster-
reich, Polen, Portugal, Rumanien, Russische Fdderation, Schweden, Schweiz, Singapur, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Sudafrika, Thailand, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Kdnigreich GroRbritannien und
Nordirland, Zypern.
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68/128. Die konfliktférdernde Rolle von Diamanten: Zerschlagung der Verbindung zwischen dem
illegalen Handel mit Rohdiamanten und bewaffneten Konflikten als Beitrag zur Verhiitung
und Beilegung von Konflikten

Die Generalversammlung,

in Anbetracht dessen, dass der Handel mit Konfliktdiamanten nach wie vor ein ernstes Problem fiir
die internationale Gemeinschaft darstellt, das unmittelbar mit der Schiirung bewaffneter Konflikte, den Ak-
tivitdten von Rebellenbewegungen zur Untergrabung oder zum Sturz rechtmifBiger Regierungen sowie dem
unerlaubten Handel mit Riistungsgiitern, insbesondere Kleinwaffen und leichten Waffen, und deren Verbrei-
tung in Verbindung gebracht werden kann,

sowie in Anbetracht der verheerenden Auswirkungen, die durch den Handel mit Konfliktdiamanten
geschiirte Konflikte auf den Frieden und die Sicherheit der Menschen in den betroffenen Lindern haben,
und der bei solchen Konflikten begangenen systematischen und schweren Menschenrechtsverletzungen,

in Anbetracht der negativen Auswirkungen solcher Konflikte auf die regionale Stabilitét sowie der
Verpflichtungen, welche die Charta der Vereinten Nationen den Staaten im Hinblick auf die Wahrung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit auferlegt,

anerkennend, dass unbedingt auch weiterhin Maflnahmen zur Eindimmung des Handels mit Kon-
fliktdiamanten getroffen werden miissen,

mit Anerkennung feststellend, dass die Beratungen im Rahmen des Kimberley-Prozesses, einer in-
ternationalen, von den Regierungen der teilnehmenden Staaten getragenen Initiative, unter Mitwirkung
aller Interessentrager gefiihrt wurden, einschlieBlich der Diamanten produzierenden, ausfiihrenden und ein-
fiihrenden Staaten, der Diamantenindustrie und der Zivilgesellschaft sowie der den Beitritt anstrebenden
Staaten und internationalen Organisationen,

daran erinnernd, dass die Entfernung von Konfliktdiamanten aus dem rechtméBigen Handel das
Hauptziel des Kimberley-Prozesses ist, und betonend, dass dieser seine Aktivitdten fortsetzen muss, damit
dieses Ziel erreicht wird,

unter BegriiBung des wichtigen Beitrags des Kimberley-Prozesses, der von den Diamanten produ-
zierenden Landern Afrikas eingeleitet wurde, und mit der Aufforderung an die Teilnehmerstaaten des Kim-
berley-Prozesses sowie an die Diamantenindustrie und an die zivilgesellschaftlichen Organisationen als
Beobachter, ihren Verpflichtungen konsequent nachzukommen,

in Anerkennung der erfolgreichen Rolle, die der Kimberley-Prozess in den vergangenen zehn Jahren
seines Bestehens dabei gespielt hat, dem Strom von Konfliktdiamanten Einhalt zu gebieten, und der bedeu-
tenden Entwicklungswirkung, die er durch die Verbesserung der Lebensbedingungen der vom Diamanten-
handel abhéngenden Menschen gehabt hat, und darauf hinweisend, dass sich die Plenartagung des Prozes-
ses verpflichtet hat, auch in Zukunft sicherzustellen, dass der Prozess als ein relevantes und glaubwiirdiges
Instrument zur Einddmmung des illegalen Stroms von Rohdiamanten erhalten bleibt,

sowie anerkennend, dass der Diamantensektor ein wichtiger Katalysator flir die Forderung der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung ist, die notwendig ist, um in vielen produzierenden Léndern, insbe-
sondere Entwicklungsldandern, die Armut zu verringern und die Vorgaben fiir die Millenniums-Entwick-
lungsziele zu erfiillen,

eingedenk der Vorteile des rechtmédfligen Diamantenhandels fiir die produzierenden Lander und un-
terstreichend, dass weitere Mallnahmen auf internationaler Ebene getroffen werden miissen, um zu verhin-
dern, dass das Problem der Konfliktdiamanten den rechtméfigen Diamantenhandel beeintrachtigt, der einen
entscheidenden Beitrag zur Volkswirtschaft der Diamanten produzierenden, ausfithrenden und einfiihrenden
Staaten leistet,

feststellend, dass die weitaus meisten der weltweit produzierten Rohdiamanten rechtméBiger Her-
kunft sind,
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unter Hinweis auf die Charta sowie alle einschldgigen Resolutionen des Sicherheitsrats zum Thema
Konfliktdiamanten und entschlossen, zur Durchfithrung der in den genannten Resolutionen vorgesehenen
Mafnahmen beizutragen und diese zu unterstiitzen,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 1459 (2003) des Sicherheitsrats vom 28. Januar 2003, in der
der Rat das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses®** als einen wertvollen Beitrag gegen den Han-
del mit Konfliktdiamanten nachdriicklich unterstiitzte,

mit Befriedigung feststellend, dass die Anwendung des Zertifikationssystems des Kimberley-
Prozesses die Rolle von Konfliktdiamanten bei der Forderung bewaftneter Konflikte weiter einschrianken
hilft und dazu beitragen diirfte, den rechtmafligen Handel zu schiitzen und die wirksame Durchfiihrung der
einschldgigen Resolutionen iiber den Handel mit Konfliktdiamanten sicherzustellen,

anerkennend, dass die aus dem Kimberley-Prozess gewonnenen Erkenntnisse fiir die Arbeit der
Kommission fiir Friedenskonsolidierung gegebenenfalls von Nutzen sein konnen, wenn sie die auf ihrer
Tagesordnung stehenden Lénder behandelt,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/56 vom 1. Dezember 2000, 56/263 vom 13. Mirz 2002,
57/302 vom 15. April 2003, 58/290 vom 14. April 2004, 59/144 vom 15. Dezember 2004, 60/182 vom
20. Dezember 2005, 61/28 vom 4. Dezember 2006, 62/11 vom 26. November 2007, 63/134 vom 11. De-
zember 2008, 64/109 vom 11. Dezember 2009, 65/137 vom 16. Dezember 2010, 66/252 vom 25. Januar
2012 und 67/135 vom 18. Dezember 2012, in denen sie dazu aufforderte, Vorschldge fiir ein einfaches,
wirksames und pragmatisches internationales Zertifikationssystem fiir Rohdiamanten auszuarbeiten und
umzusetzen und dieses regelmifBig zu iiberpriifen,

in diesem Zusammenhang begriflend, dass das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses so
angewandt wird, dass es weder den rechtmifigen Diamantenhandel behindert noch die Regierungen oder
die Industrie, insbesondere die kleineren Produzenten, iiber Gebiihr belastet noch die Entwicklung der Dia-
mantenindustrie behindert,

sowie begrifiend, dass die 54 Teilnehmer des Kimberley-Prozesses, die 81 Lander vertreten, darun-
ter die von der Europdischen Kommission vertretenen 28 Mitglieder der Européischen Union, beschlossen
haben, das Problem der Konfliktdiamanten zu bekdmpfen, indem sie sich an dem Prozess beteiligen und
das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses anwenden,

Kenntnis nehmend von den Ergebnissen der elften Plenartagung des Kimberley-Prozesses, die Siid-
afrika vom 19. bis 22. November 2013 in Johannesburg ausrichtete,

unter BegriBung des wichtigen Beitrags zur Erfiillung der Ziele des Kimberley-Prozesses, den zi-
vilgesellschaftliche Organisationen aus allen Teilnehmerldndern und die Diamantenindustrie, insbesondere
der Weltdiamantenrat, der alle Aspekte der Diamantenindustrie in dem Prozess représentiert, zu den inter-
nationalen Anstrengungen zur Beendigung des Handels mit Konfliktdiamanten geleistet haben und nach
wie vor leisten,

sowie unter BegruBung der vom Weltdiamantenrat angekiindigten Initiativen zur freiwilligen
Selbstkontrolle der Diamantenindustrie und anerkennend, dass ein derartiges System freiwilliger Selbstkon-
trolle dazu beitragt, wie in der Erkldrung von Interlaken vom 5. November 2002 iiber das Zertifikationssys-
tem des Kimberley-Prozesses fiir Rohdiamanten®** beschrieben, die Wirksamkeit einzelstaatlicher interner
Kontrollsysteme fiir Rohdiamanten zu gewéhrleisten,

anerkennend, dass die Souverénitit der Staaten voll zu achten ist und die Grundsétze der Ausgewo-
genheit, des gegenseitigen Nutzens und des Konsenses einzuhalten sind,

sowie in Anbetracht dessen, dass das am 1. Januar 2003 in Kraft getretene Zertifikationssystem des
Kimberley-Prozesses nur dann glaubhaft sein wird, wenn alle Teilnehmer iiber die erforderlichen nationa-
len Rechtsvorschriften in Verbindung mit wirksamen und glaubwiirdigen internen Kontrollsystemen verfii-
gen, mittels deren sie Konfliktdiamanten innerhalb ihres Hoheitsgebiets aus der Kette der Produktion, der

2 Siehe A/57/489.
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Ausfuhr und der Einfuhr von Rohdiamanten entfernen koénnen, wobei zu beriicksichtigen ist, dass unter-
schiedliche Produktionsmethoden und Handelsbrauche sowie Unterschiede bei den entsprechenden institu-
tionellen Kontrollen unter Umsténden unterschiedliche Ansétze zur Erfiillung der Mindestnormen erfor-
dern,

unter BegruBung der Bemiihungen, den normativen Rahmen des Kimberley-Prozesses durch die
Ausarbeitung neuer Vorschriften und Verfahrensnormen zur Regelung der Tétigkeit seiner Arbeitsorgane,
Teilnehmer und Beobachter und die Straffung der Verfahren zur Erarbeitung und Annahme seiner Be-
schliisse und Dokumente zu verbessern und so die Wirksamkeit des Zertifikationssystems des Kimberley-
Prozesses zu steigern,

1. bekréaftigt ihre nachdriickliche und anhaltende Unterstitzung fiir das Zertifikationssystem des
Kimberley-Prozesses**” und den Kimberley-Prozess insgesamt;

2. erkennt an, dass das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses dazu beitragen kann, die
wirksame Durchfiihrung der einschldgigen Resolutionen des Sicherheitsrats zu gewihrleisten, die Sanktio-
nen gegen den Handel mit Konfliktdiamanten vorsehen, und dass es zur Verhiitung kiinftiger durch Dia-
manten geschiirter Konflikte beitrdgt, und fordert die vollstdndige Durchfiihrung der vom Rat bereits be-
schlossenen MafBinahmen zur Bekdmpfung des illegalen Handels mit Rohdiamanten, insbesondere mit Kon-
fliktdiamanten, die eine konfliktférdernde Rolle spielen;

3. begruBt es, dass Mali im Juni 2013 nach Genehmigung im schriftlichen Verfahren als Vollteil-
nehmer in den Kimberley-Prozess aufgenommen wurde;

4.  erkennt an, welchen wichtigen Beitrag die internationalen Anstrengungen zur Bewéltigung des
Problems der Konfliktdiamanten, namentlich das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses, zur Beile-
gung der Konflikte und zur Konsolidierung des Friedens in Angola, Liberia und Sierra Leone geleistet ha-
ben;

5. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen, die Anwendung des Kimberley-Prozesses weiter zu
stirken, einschlieBlich der Anstrengungen, die Anwendung der Anforderungen des Zertifikationssystems
des Kimberley-Prozesses bei grenziiberschreitenden Verkdufen iiber das Internet weiterhin zu priifen;

6. nimmt auerdem Kenntnis von dem Beschluss des Allgemeinen Rates der Welthandelsorgani-
sation vom 15. Mai 2003, eine Ausnahmeregelung mit Wirkung vom 1. Januar 2003 bis 31. Dezember 2006
fir die zur Anwendung des Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses getroffenen MaBinahmen zu
gewihren, von dem Beschluss des Allgemeinen Rates vom 17. November 2006, eine Verlingerung der
Ausnahmeregelung bis zum 31. Dezember 2012 zu gewéhren, und von dem Beschluss des Allgemeinen
Rates vom 11. Dezember 2012, eine Verlangerung der Ausnahmeregelung bis zum 31. Dezember 2018 zu
gewihren;

7. nimmt Kenntnis von dem geméf Resolution 67/135 der Generalversammlung vorgelegten Be-
richt des Vorsitzes des Kimberley-Prozesses®* und begliickwiinscht die teilnehmenden Regierungen, die
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration**, die Diamantenindustrie und die Organisationen der
Zivilgesellschaft, die an dem Prozess mitwirken, zu ihrem Beitrag zur Ausarbeitung, Anwendung und
Uberwachung des Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses;

8. anerkennt die 2013 von den Arbeitsgruppen, Teilnehmern und Beobachtern des Kimberley-
Prozesses erzielten Fortschritte bei der Erfiillung der von dem Vorsitz festgelegten Ziele, die darin beste-
hen, die Anwendung des Systems der gegenseitigen Uberpriifung zu stirken, die Transparenz und Genauig-
keit der Statistiken zu erhohen, Forschungsarbeiten betreffend die Riickverfolgbarkeit von Diamanten zu
fordern, durch die verstidrkte Einbeziehung der Regierungen, der Industrie und der Zivilgesellschaft in das
Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses den Kreis der Beteiligten zu erweitern, bei den Teilnehmern

3 A/68/649, Anlage.
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ein Gefiihl der Eigenverantwortung zu fordern, den Informations- und Kommunikationsfluss zu verbessern
und das Zertifikationssystem besser zur Reaktion auf kiinftige Herausforderungen zu beféhigen;

9.  stellt fest, dass der Prozess der jéhrlichen Berichterstattung tiber die Anwendung des Zertifika-
tionssystems des Kimberley-Prozesses die Hauptquelle umfassender und regelmifiger, von den Teilneh-
mern bereitgestellter Informationen iiber die Anwendung des Prozesses ist, und fordert die Teilnehmer auf,
konsistente und sachbezogene Jahresberichte vorzulegen, um diese Anforderung zu erfiillen;

10. dankt Cote d’Ivoire, Liberia, der Russischen Foderation, Singapur, Siidafrika und Vietnam
dafiir, dass sie 2013 Uberpriifungsbesuche oder Delegationen empfangen haben, begriiBt die Zusage dieser
Linder, ihre Zertifikationssysteme laufend fiir Uberpriifungen und Verbesserungen zu 6ffnen, und fordert
die anderen Teilnehmer auf, sofern sie es noch nicht getan haben, sich bereitzuerkliren, Uberpriifungsbesu-
che zu empfangen,;

11. nimmt Kenntnis von den im Rahmen des Kimberley-Prozesses unternommenen Anstrengun-
gen, die Anwendung und Durchsetzung zu starken und insbesondere die Koordinierung der Mafinahmen
des Kimberley-Prozesses in Bezug auf das Vorliegen gefélschter Zertifikate zu gewahrleisten, Wachsamkeit
zu iiben und sicherzustellen, dass Lieferungen verdachtigen Ursprungs entdeckt und gemeldet werden, und
bei Verstoflen den Informationsaustausch zu erleichtern, und nimmt mit Dank Kenntnis von der verstiarkten
diesbeziiglichen Zusammenarbeit der Teilnehmer untereinander und mit der Weltzollorganisation;

12. betont, dass eine moglichst breite Beteiligung an dem Zertifikationssystem des Kimberley-
Prozesses von entscheidender Bedeutung ist, ermutigt die Mitgliedstaaten, zur Tétigkeit des Kimberley-
Prozesses beizutragen, indem sie die Mitgliedschaft anstreben, sich aktiv an dem Zertifikationssystem be-
teiligen und den darin enthaltenen Verpflichtungen nachkommen, und ist sich bewusst, wie wichtig die er-
hohte Mitwirkung zivilgesellschaftlicher Organisationen an dem Prozess ist;

13. fordert die Teilnehmer des Kimberley-Prozesses auf, auch kiinftig Regeln und Verfahren zur
weiteren Steigerung der Wirksamkeit des Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses festzulegen und
die bestehenden Regeln und Verfahren zu verbessern, und stellt mit Befriedigung fest, dass der Prozess im
Hinblick auf die Aufstellung transparenter und einheitlicher Regeln und Verfahren und die Verbesserung
des prozessinternen Konsultations- und Koordinierungsmechanismus jetzt systematischer arbeitet, nament-
lich durch die Verabschiedung von Regeln beziiglich Nichteinhaltung und statistischer Anomalien;

14. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Bereitschaft der Teilnehmer und Beobachter des
Kimberley-Prozesses, diejenigen Teilnehmer, denen die Einhaltung der Anforderungen des Zertifikations-
systems des Kimberley-Prozesses voriibergehend Schwierigkeiten bereitet, zu unterstiitzen und ihnen tech-
nische Hilfe zu gewéhren;

15. erkennt an, wie wichtig der Kimberley-Prozess fiir die Férderung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung ist, insbesondere im Sektor des handwerklichen und in kleinem Umfang betriebenen Diamanten-
abbaus, und spricht sich dafiir aus, entwicklungsbezogenen Fragen mehr Aufmerksamkeit zu widmen, na-
mentlich im Rahmen der Tétigkeit der Diamantenentwicklungsinitiative;

16. nimmt mit Anerkennung davon Kenntnis, dass der Kimberley-Prozess in der Frage der Diaman-
ten aus Cote d’Ivoire weiterhin mit den Vereinten Nationen zusammenarbeitet, im Einklang mit der Resolu-
tion 2101 (2013) des Sicherheitsrats vom 25. April 2013 und entsprechend dem Verwaltungsbeschluss iiber

. . . . 245
den Informationsaustausch mit den Vereinten Nationen™";

17. begriBt die Schlussfolgerungen und Empfehlungen der Uberpriifungsmission, die Cote
d’Ivoire vom 30. September bis 4. Oktober 2013 besuchte, anerkennt die wichtigen Schritte, die Cote
d’Ivoire unternommen hat, um die Einhaltung der Mindestanforderungen des Zertifikationssystems des
Kimberley-Prozesses gemill Resolution 2101 (2013) des Sicherheitsrats zu gewihrleisten, stellt fest, dass
die Plenartagung des Kimberley-Prozesses in ihrem Schlusskommuniqué von 2013 anerkannte, dass Cote
d’Ivoire die Mindestanforderungen in dem Maf3e, wie es unter dem Embargo der Vereinten Nationen mog-

5 Sjehe A/64/559, Anlage, Anhang 1.
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lich war, erfiillt hat, und erinnert daran, dass der Rat im Einklang mit seiner Resolution 2101 (2013) die
MaBnahmen im Lichte der Fortschritte bei der Anwendung des Kimberley-Prozesses iiberpriifen wird,;

18. legt den Freunden Coéte d’Ivoires nahe, das Land weiterhin zu unterstiitzen, um es auf die An-
wendung des Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses vorzubereiten;

19. legt dem Kimberley-Prozess nahe, auch weiterhin aktiv mit der nach Resolution 1584 (2005)
des Sicherheitsrats vom 1. Februar 2005 eingesetzten Sachverstindigengruppe der Vereinten Nationen fiir
Cote d’Ivoire zusammenzuarbeiten und mit Cote d’Ivoire dabei Verbindung zu halten, mit dem Endziel, die
Voraussetzungen fiir die Aufhebung der Sanktionen der Vereinten Nationen gegen den Handel mit Rohdia-
manten aus Cote d’Ivoire zu erfullen;

20. anerkennt die aktive Beteiligung Liberias an der Arbeit des Regionalteams des Kimberley-
Prozesses fiir Zusammenarbeit in der Mano-Fluss-Region, legt dem Prozess nahe, Liberia in Zusammenar-
beit mit der nach Resolution 2025 (2011) des Sicherheitsrats vom 14. Dezember 2011 eingesetzten Sach-
verstandigengruppe fiir Liberia bei den Anstrengungen zu unterstiitzen, sein System der internen Kontrollen
weiter zu verstdrken und die Probleme bei der Anwendung des Zertifikationssystems des Kimberley-
Prozesses weiter anzugehen, und nimmt Kenntnis von dem Uberpriifungsbesuch in Liberia vom 18. bis
27. Mirz 2013;

21. begruBt die Initiative von Teilnehmern des Kimberley-Prozesses in Westafrika, bei der An-
wendung des Kimberley-Prozesses und den Anstrengungen zur Politikharmonisierung im Rahmen des re-
gionalen Ansatzes fiir die Mano-Fluss-Region verstirkt zusammenzuarbeiten, und nimmt Kenntnis von den
Planen der Region fiir die Ausarbeitung einer regionalen Strategie und eines regionalen Fahrplans als Er-
gebnis eines fiir Anfang 2014 angesetzten Arbeitsseminars auf hoher Ebene iiber die regionale Zusammen-
arbeit in Westafrika;

22. nimmt davon Kenntnis, dass die Plenartagung des Kimberley-Prozesses den am 23. Mai 2013
im schriftlichen Verfahren genehmigten Verwaltungsbeschluss iiber die voriibergehende Suspendierung der
Zentralafrikanischen Republik bekréftigt hat und dass die Zentralafrikanische Republik Berichten zufolge
bereit ist, die Probleme der Nichteinhaltung der Mindestanforderungen des Zertifikationssystems des Kim-
berley-Prozesses anzugehen und ihre internen Kontrollsysteme zu starken;

23. erinnert an den Beschluss der Plenartagung iiber die weitere Teilnahme der Bolivarischen Re-
publik Venezuela an dem Kimberley-Prozess, erkennt an, dass die von der Bolivarischen Republik Vene-
zuela in Antwort auf den Beschluss der Plenartagung vorgelegten Unterlagen einen positiven Schritt dar-
stellen, und bittet die Bolivarische Republik Venezuela um die Fortsetzung ihrer Bemiithungen, sich durch
die in dem Kommuniqué des Kimberley-Prozesses vom 30. November 2012%*® beschriebenen Schritte wie-
der voll in das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses einzugliedern;

24. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Rolle des Mechanismus fiir administrative Unter-
stiitzung des Kimberley-Prozesses, der 2013 beim Weltdiamantenrat angesiedelt sein wird,

25. stellt fest, dass 2013 das Thema der Reformen des Kimberley-Prozesses und neben anderen
Vorschligen auch die vorgeschlagenen Anderungen der Definition von , Konfliktdiamanten* erdrtert wur-
den, stellt auBerdem fest, dass in der Frage der Anderung der Definition von ,,Konfliktdiamanten* kein
Konsens erzielt wurde, und stellt ferner fest, dass dem Vorsitz, den Teilnehmern und den Beobachtern na-
hegelegt wurde, den Dialog iiber diese Frage fortzufiihren;

) 26. nimmt davon Kenntnis, dass die Plenartagung des Kimberley-Prozesses einen Vorschlag fiir
Anderungen am Grundlagendokument des Kimberley-Prozesses angenommen hat, die das Zertifikations-
system des Kimberley-Prozesses innerhalb seines gegenwirtigen Anwendungsbereichs stirken sollen;

27. nimmt davon Kenntnis, dass die Plenartagung des Kimberley-Prozesses sieben Verwaltungsbe-
schliisse zu folgenden Themen angenommen hat: technische Definitionen, Leitlinien fiir die Erstellung,
Uberpriifung und Analyse der statistischen Daten des Kimberley-Prozesses, Vorsitz der Arbeitsorgane des

6 A/67/640, Anlage, Beilage.



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

Kimberley-Prozesses, Antrige der Teilnehmer des Kimberley-Prozesses auf Mitgliedschaft und Mitwirkung
in den Arbeitsorganen, Schutzrichtlinien fiir die Verwendung des Logos des Kimberley-Prozesses, Auflo-
sung des Mitgliedschafts- und des Auswahlausschusses und Bildung des Ausschusses flir Mitgliedschaft
und Vorsitz sowie technische Zertifikate fiir wissenschaftliche Forschung;

28. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der anhaltenden Unterstiitzung des Weltdiamantenzen-
trums in Antwerpen fiir die Website des Kimberley-Prozesses, die erheblich verbessert wurde, um sie zu
einem effizienteren und wirksameren Instrument zu machen;

29. erklart erneut, wie wichtig der Dreiparteiencharakter des Kimberley-Prozesses ist, und begriifit
das Eintreten der Plenartagung fiir ein weiteres konstruktives Zusammenwirken mit der Zivilgesellschaft in
Anerkennung der Rolle, die die Zivilgesellschaft im Kimberley-Prozess spielt;

30. beflirwortet weitere Verbesserungen bei der Durchsetzung des Zertifikationssystems des Kim-
berley-Prozesses und stellt fest, dass neue Anstrengungen unternommen wurden, um den Informationsaus-
tausch und die Zusammenarbeit bei der Durchsetzung zu verstérken;

31. nimmt mit hochster Anerkennung Kenntnis von dem wichtigen Beitrag, den Stdafrika, das
2013 den Vorsitz des Kimberley-Prozesses fiihrte, zur Eindémmung des Handels mit Konfliktdiamanten
geleistet hat, und begriiit es, dass China als Vorsitz und Angola als stellvertretender Vorsitz des Prozesses
fiir das Jahr 2014 ausgewahlt wurden;

32. ersucht den Vorsitz des Kimberley-Prozesses, der Generalversammlung auf ihrer neunund-
sechzigsten Tagung einen Bericht iiber die Anwendung des Prozesses vorzulegen,;

33. beschliet, den Punkt ,,Die konfliktférdernde Rolle von Diamanten“ in die vorldufige Tages-
ordnung ihrer neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 68/129

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.32 und Add.1, eingebracht von: Agypten, Belgien, El Salvador, Estland, Finnland, Frank-
reich, Japan, Kanada, Luxemburg, Niederlande, Polen, Slowenien, Spanien, Vereinigtes Konigreich GroRbritanni-
en und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.

68/129. Hilfe fur die Uberlebenden des Vélkermords von 1994 in Ruanda, insbesondere fiir
Waisen, Witwen und Opfer sexueller Gewalt

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte®*’,

unter Hinweis auf die Ergebnisse und Empfehlungen der vom Generalsekretér mit Zustimmung des
Sicherheitsrats in Auftrag gegebenen unabhéngigen Untersuchung des Verhaltens der Vereinten Nationen
withrend des Volkermords in Ruanda 1994%*,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005**°, vor allem seine Feststellung, dass

alle Menschen, insbesondere die schwichsten, Anspruch auf Freiheit von Furcht und Freiheit von Not ha-
ben, mit gleichen Moglichkeiten, alle ihre Rechte auszuiiben und ihr menschliches Potenzial voll zu entfal-
ten,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 59/137 vom 10. Dezember 2004, in der sie den General-
sekretdr ersuchte, die zustdndigen Organisationen, Fonds und Programme des Systems der Vereinten Natio-
nen dazu zu ermutigen, mit der Regierung Ruandas auch weiterhin bei der Entwicklung und Durchfiihrung

7 Resolution 217 A (I1I). In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf.

8 Siche $/1999/1257.
24 Resolution 60/1.
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	68/1. Überprüfung der Durchführung der Resolution 61/16 der Generalversammlung über die Stärkung des Wirtschafts- und Sozialrats
	1. Im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen soll der Wirtschafts- und Sozialrat seine Rolle als zentraler Mechanismus für die Koordinierung der Aktivitäten des Systems der Vereinten Nationen und seiner Sonder...
	2. Der Wirtschafts- und Sozialrat prüft auch weiterhin die Berichte der zwischenstaatlichen und interinstitutionellen Koordinierungsorgane und -mechanismen und gibt Empfehlungen dazu ab, wie diese ihre Effizienz, ihre Rechenschaftslegung und ihr Zus...
	3. Bei den Folgemaßnahmen zu den Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen soll der Wirtschafts- und Sozialrat für die Harmonisierung und Koordinierung der Tagesordnungen und Arbeitsprogramme der Fachkommissionen sorgen, indem er eine klar...
	4. Durch die in dieser Anlage getroffenen Regelungen soll die Zahl der Sitzungstage, die dem Wirtschafts- und Sozialrat derzeit zur Verfügung stehen, nicht erhöht werden.
	5. Der Wirtschafts- und Sozialrat stellt sein Arbeitsprogramm mit sofortiger Wirkung auf einen Zyklus von Juli bis Juli um und wird gebeten, Übergangsregelungen für die Wahl seines Präsidiums zu erwägen und dabei die einschlägigen Regeln, Vorschrift...
	6. Der Wirtschafts- und Sozialrat muss eine stärker themenorientierte Herangehensweise verfolgen, damit er seine Führungsrolle in Bezug auf die Ermittlung neuer Herausforderungen, die Förderung von Reflexion, Debatte und innovativem Denken und die aus...
	7. Der Wirtschafts- und Sozialrat richtet sein jährliches Arbeitsprogramm an einem Hauptthema aus, das
	a) zu Beginn des jeweiligen Zyklus festgelegt wird;
	b) unter Berücksichtigung der Rolle des Rates bei der Förderung der ausgewogenen Integration der wirtschaftlichen, der sozialen und der umweltbezogenen Dimension der nachhaltigen Entwicklung sowie der Post-2015-Entwicklungsagenda ausgewählt wird;
	c) vom Rat auf der Grundlage von Beiträgen seiner Nebenorgane sowie der Mitgliedstaaten beschlossen wird;
	d) als Orientierung für die Arbeit seines gesamten Systems dient, unter Achtung der Tagesordnung, der Vielfalt der Mandate und des jeweiligen Sachverstands der verschiedenen Nebenorgane;
	e) es dem Rat ermöglicht, die systemweite Kohärenz und Koordinierung in Fragen zu fördern, die einer wirksamen Reaktion des Systems der Vereinten Nationen bedürfen.
	8. Der Wirtschafts- und Sozialrat lädt seine Nebenorgane und die Leitungsgremien der Fonds, Programme und Sonderorganisationen ein, gegebenenfalls zu seiner Arbeit beizutragen, unter Berücksichtigung des vereinbarten Themas.
	9. Der Präsident des Wirtschafts- und Sozialrats schlägt im Benehmen mit den Nebenorganen und den Mitgliedstaaten ein Jahresthema vor, zuerst für die beiden folgenden Zyklen und danach jeweils für das folgende Jahr, um den Nebenorganen und den Mitgl...
	10. Der Wirtschafts- und Sozialrat hält auch künftig eine Arbeitstagung und eine Organisationstagung ab. Damit der Rat flexibler reagieren kann, kann er im Einklang mit seiner Geschäftsordnung Sondertagungen einberufen. Darüber hinaus ist der Rat al...
	11. Die derzeitige Gliederung der Arbeitstagung des Wirtschafts- und Sozialrats in Tagungsteile wird geändert, wobei die Arbeitstage wie folgt umverteilt werden:
	b) im Juni wird ein Tagungsteil für humanitäre Angelegenheiten abgehalten, durch den der Rat weiter zur Stärkung der Koordinierung und Wirksamkeit der humanitären Hilfe und Unterstützung der Vereinten Nationen beitragen und die internationalen Anst...
	c) im Juli wird ein Tagungsteil auf hoher Ebene abgehalten. Dieser wird auch künftig die Funktionen des Tagungsteils auf hoher Ebene des Rates gemäß den Resolutionen der Generalversammlung 45/264 vom 13. Mai 1991, 48/162 vom 20. Dezember 1993, 50/2...
	d) regelmäßig werden spezielle Koordinierungs- und Managementsitzungen abgehalten, die die Funktionen des Tagungsteils für Koordinierungsfragen und des allgemeinen Tagungsteils übernehmen, wie in den in Ziffer 11 c) genannten Resolutionen der Gene...
	e) in jedem Jahr wird ein Tagungsteil für Integration abgehalten, dessen Zeitplan und Modalitäten vom Rat beschlossen werden. Die Hauptfunktionen dieses Tagungsteils bestehen in der Konsolidierung aller Beiträge der Mitgliedstaaten, der Nebenorgane ...
	12. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll einen jährlichen Dialog mit den Exekutivsekretären der Regionalkommissionen führen.
	13. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll den Dialog über die Agenda für Entwicklungsfinanzierung und ihre Umsetzung weiter stärken und fördern, unter anderem durch den Ausbau der bestehenden Regelungen, darunter die Sondertagung auf hoher Ebene mit de...
	14. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll nach Bedarf das Zusammenwirken mit den maßgeblichen internationalen und regionalen Foren, Organisationen und Gruppierungen fördern, die Politikempfehlungen abgeben oder Politikentscheidungen treffen, die globa...
	15. Bei der Anberaumung der genannten Tagungen, Sitzungen und Konsultationen soll der Wirtschafts- und Sozialrat die Tagungen anderer mit wirtschaftlichen, sozialen und umweltbezogenen Fragen befasster Organe berücksichtigen, um unnötige Überschneidu...
	16. Der Wirtschafts- und Sozialrat hält die ordentlichen Sitzungen seiner Arbeitstagungen in New York und den Tagungsteil für humanitäre Angelegenheiten weiter im Wechsel zwischen New York und Genf ab. Ein anderer Standort der Vereinten Nationen könn...
	17. Im Hinblick auf die ständige Verbesserung des Zusammenwirkens mit seinen Nebenorganen und der Weiterverfolgung ihrer Arbeit soll der Wirtschafts- und Sozialrat handlungsorientierte Überprüfungen der Tätigkeiten, Berichte und Empfehlungen seiner ...
	18. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll Übergangsregelungen für die Abhaltung der jährlichen Überprüfung auf Ministerebene während des Tagungsteils auf hoher Ebene in den Jahren 2014 und 2015 treffen.
	19. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll den besonderen Bedürfnissen der Länder in besonderen Situationen, nämlich der am wenigsten entwickelten Länder, der Binnenentwicklungsländer, der kleinen Inselentwicklungsländer und der Länder Afrikas, Zeit wi...
	20. Gemäß seinem früheren Beschluss wird der Wirtschafts- und Sozialrat 2015 im Rahmen seiner jährlichen Überprüfung auf Ministerebene auch die Durchführung des Aktionsprogramms für die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 2011-2020 (Akt...
	21. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll Schritte unternehmen, um verstärkt Fragen zu behandeln, die die kleinen Inselentwicklungsländer betreffen, entsprechend dem Mandat des Aktionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten u...
	22. Dem Wirtschafts- und Sozialrat kommt eine wichtige Rolle als Plattform für die Mitwirkung einer Vielzahl von Interessenträgern und die Einbeziehung aller maßgeblichen Interessenträger in die Arbeit des Rates zu, insbesondere was seine Funktion im...
	23. Während sein zwischenstaatlicher Charakter gewahrt bleibt, sucht der Wirtschafts- und Sozialrat die aktive Mitwirkung von wichtigen Gruppen, nichtstaatlichen Organisationen, anderen maßgeblichen Interessenträgern und Regionalorganisationen an den...
	24. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll die Einbeziehung von Jugendlichen in seine Beratungen weiter fördern und dabei auf den positiven Erfahrungen aufbauen, die in der Vergangenheit mit den informellen Jugendforen gesammelt wurden. Der Rat soll da...
	25. Der Generalsekretär soll Vorschläge zur Förderung der Zusammenarbeit über das gesamte System der Vereinten Nationen hinweg vorlegen und dabei die Funktionen eines gestärkten Wirtschafts- und Sozialrats berücksichtigen, wobei die Sekretariats-Hau...
	26. Der Generalsekretär soll Maßnahmen ergreifen, damit den Bedürfnissen der kleinen Inselentwicklungsländer auf institutioneller Ebene angemessene Aufmerksamkeit entgegengebracht wird, und die dritte Internationale Konferenz über die kleinen Insel...
	27. Das jährliche Arbeitsprogramm des Wirtschafts- und Sozialrats soll die Verstärkung des regelmäßigen Dialogs mit dem Koordinierungsrat der Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen vorsehen und dabei die einschlägigen Resolutio...
	28. Die Resolutionen und Beschlüsse des Wirtschafts- und Sozialrats sollen von allen in Betracht kommenden Teilen des Systems der Vereinten Nationen vollständig durchgeführt und weiterverfolgt werden. Der Rat und die Generalversammlung sollen diesen P...
	29. Der Wirtschafts- und Sozialrat und die Generalversammlung, insbesondere ihr Zweiter und Dritter Ausschuss, müssen die Rationalisierung ihrer jeweiligen Tagesordnung prüfen und entsprechende Maßnahmen ergreifen, mit dem Ziel, Doppelungen und Übers...
	30. Die Präsidenten des Wirtschafts- und Sozialrats und der Generalversammlung werden ersucht, sich mit den Präsidien der zuständigen Organe und zwischenstaatlichen Organe der Vereinten Nationen, namentlich der Kommission für Friedenskonsolidierung,...
	31. Das Präsidium des Wirtschafts- und Sozialrats soll regelmäßig offene informelle Konsultationen des Rates einberufen, um die organisatorischen, prozeduralen und fachlichen Aspekte der Tagungen des Rates zu verbessern, mit dem Ziel, die Fragen und ...
	32. Das Präsidium des Wirtschafts- und Sozialrats soll weiter regelmäßig zusammentreten, um sich mit Fragen wie den Empfehlungen zu den in die Tagesordnung aufzunehmenden Gegenständen und Themen, der Struktur der Sitzungen und den Listen der Gastte...
	33. Die Mitglieder des Präsidiums sollen der nächsten Tagung des Wirtschafts- und Sozialrats mitteilen, welche Arbeitsmethoden sich als erfolgreich erwiesen haben und welche Erfahrungen insgesamt gesammelt wurden.
	34. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll weiter erwägen, wie er sein Profil in der Öffentlichkeit verbessern kann, unter anderem indem er der Öffentlichkeit seine Rolle, seine Arbeit und seine Erfolge auf überzeugende Weise wirksam vermittelt.
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